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Unser Fazit der Aktion #LeipzigerAutofrei am 21.09.

Von: IABF, einer Anarchistischen Bewegungsinitiative in Frankfurt a.M.

Die Leipziger Straße im Frankfurter Stadtteil Bockenheim, in dem auch wir als Anarchistische Bewegungsinitiative aktiv sind, ist einer der lebendigsten Orte Frankfurts. Hier befindet sich nicht nur, wie es oft dargestellt wird, eine der „Einkaufsstraßen“ der Stadt. Diese Darstellung vernebelt den Blick darauf, was diesen Teil der Stadt wirklich ausmacht. Gerade auch die Nachbar*innenschaft und die selbstverwalteten Räume wie das ExZess, das Offene Haus der Kulturen oder auch das Stadtteilbüro prägen das Leben vor Ort.

Die Kultur untereinander ist eine freundliche und unterstützende. Nicht zuletzt bei den rechten Brandanschlägen 20181

 hat sich das gezeigt. Der Stadtteil ist vernetzt und organisiert, Proteste von Mieter*innen gegen Verdrängung und Mobilisierung gegen Gentrifizierung und die allgemeine Inwertsetzung entfalten regelmäßig ihr Potential.

Während wir die Lebendigkeit des Stadtteils vor allem im Gebiet der Leipziger Straße täglich erleben, wird sie spürbar durch immer mehr Autos gestört. Sind auf alten Bildern des Stadtteils noch nur einzelne Autos zu sehen, prägen sie heute das Straßenbild. An der Stelle, wo in unseren Träumen Bäume die Straße zieren, zieht sich eine nicht endende Reihe an umweltverpestendem Blech über den nahezu durchgängigen Parkstreifen der Straße. Lieferwägen stehen in zweiter Reihe. Fahrräder müssen ausparkenden Autos ausweichen, die wohl selbst durch all die anderen parkenden Autos kaum noch etwas von der Straße sehen. Nicht zuletzt Fußgänger*innen, Menschen in Rollstühlen oder mit Kinderwägen, sind bei jeder Straßenüberquerung gefährdet. Wir beobachten diese Zustände jeden Tag und sehen traurig, was das manchmal mit Menschen macht, wenn sie vom Verhalten der jeweils anderen aufgebracht nicht mehr aufeinander achten.

Wie viel schöner das Leben auf dieser Straße sein kann, haben wir am heutigen Tag erleben dürfen, als wir zum ersten Mal gemeinsam mit insgesamt drei Blockadepunkten den Großteil der Leipziger Straße für den Autoverkehr gesperrt haben. Die Stimmung war so entspannt und ausgelassen, wie wir es bisher selten erlebt haben. Viele Menschen nutzten statt der engen Gehwege direkt die Straße und kamen miteinander ins Gespräch.

Auch wir hatten viele unterschiedliche Gespräche mit unseren Nachbar*innen und anderen Menschen, die während der Aktion auf der Leipziger Straße unterwegs waren. Uns hat natürlich interessiert, wie die durchaus sehr verschiedenen Menschen im Stadtteil auf unsere Vorschläge reagieren und wie sie die heutige Aktion wahrnehmen. Nicht jedes dieser Gespräche haben wir selbst angefangen, viele Menschen kamen auch auf uns zu und wir haben weit mehr als einmal den Wunsch gehört, dass die Straße jeden Tag so aussehen sollte.

Es gab einige Situationen, in denen wir versucht haben, über mögliche Perspektiven zu sprechen. Dabei wollten wir auch die Bedürfnisse von anderen Anwohner*innen abfragen. In diesen Gesprächen sind wir von der Deutlichkeit und Stärke des Wunsches nach einer autofreien Straße ‒ oder gar Stadt ‒ überrascht worden. In unseren Überlegungen ist auch die Frage enthalten, wie wir mit Parkplätzen von und für Anwohner*innen umgehen könnten. Die Antworten von vielen Anwohner*innen waren jedoch unmissverständlich und klar: Sperren. Einfach sperren. Es gibt genug andere Möglichkeiten und diese Straße hat es nötig, so weit wie nur irgendwie möglich autofrei zu werden. Und wir dachten, wir wären radikal. Mit der bodenständigen Deutlichkeit unserer Nachbar*innen können aber auch wir manchmal schwer mithalten.

Gespräche haben wir aber nicht nur mit Menschen geführt, die zu Fuß oder auf dem Rad unterwegs waren. Leider gab es in einigen Gesprächen mit Autofahrenden recht wenig Verständnis für die Aktion, wobei die allermeisten nicht aus den umliegenden Straßen selbst kamen. Trotzdem schien es eine unvorstellbare Zumutung zu sein, jetzt diese eine Straße nicht nutzen zu dürfen. Wir sagen: Die Privilegien, die Autos noch haben, werden nicht mehr lange haltbar sein.

Es gab aber auch andere Erlebnisse mit Autofahrenden. Eine*r unserer Aktivist*innen erzählte nicht wenig überrascht, nach dem Verteilen der Aktionsflyer an Autofahrende auf der gesamten Leipziger Straße und einigen Gesprächen: „Wow, ich bin gerade über die komplette Leipziger gelaufen und wurde kein einziges Mal blöd angemacht.“ – Im Gegenteil gab es an dieser Stelle viel Zuspruch und ermutigende Worte. Es scheint, als wären mehr autofahrende Menschen als gedacht bereit für die unmittelbar notwendige Verkehrswende. Das gibt uns Hoffnung, denn nur gemeinsam sind wir den kommenden Herausforderungen gewachsen.

Umso überraschender fällt für uns die harte Reaktion der Polizei als zuständige Repressionsbehörde auf. An dieser Stelle ist es eigentlich recht schwer, eine Gefahr für die öffentliche Ordnung zu konstruieren oder auf die vermeintliche Gefahr durch unkontrollierbare Linke und ihre Zerstörungswut zu verweisen. Kurz gefasst also die Tricksereien, mit denen ansonsten die Willkür der polizeilichen Maßnahmen gerechtfertigt und die öffentliche Meinung geprägt werden soll. Grundsätzlich erwarten wir nicht viel Anderes. Unsere langjährige Erfahrung mit einer Vielzahl an mal mehr, mal weniger offensichtlichen Hinhalte- und Unterdrückungsmethoden lässt uns keine andere Wahl. Es ist schlicht die Aufgabe im Sinne ihrer Funktion, Bewegungen zu zerschlagen, die eine potentielle Veränderung der Gesellschaft anstreben oder gar erreichen könnten. Ganz unabhängig davon, dass diese Funktion womöglich selbst bei der Polizei nicht allen ganz so klar sein dürfte und vermutlich auch nicht alle dort diese mittragen würden. Nur die Unprofessionalität des Vorgehens der Polizei und ihre juristisch nicht haltbaren Einschüchterungsversuche gegen Fridays For Future am heutigen Tag, sind uns wirklich schleierhaft. Verantwortlich dafür war derselbe Einsatzleiter wie während der Großdemonstration am 20. September und der anschließenden symbolischen Besetzung der Paulskirche. Es scheint ganz, als hätte sich dabei einiges an Frust darüber angehäuft, keine Möglichkeiten zu haben, Menschen für die Aktionen zu bestrafen und abzuschrecken. Mit der deutlich schwächeren Medienpräsenz heute, haben sich die öffentlich gut laufenden Aktionen für den Nachholbedarf an Repression angeboten.

Während der heutigen Aktion hat sich die Polizei jedoch nicht nur gegen einige ihrer politischen Gegner*innen gewandt, sondern gegen einen gesamten Stadtteil. Das sollte klar und deutlich ausgesprochen werden. Die Empörung kommt nicht nur von uns, die diesen Tag geplant und gestaltet haben, sondern auch von vielen Nachbar*innen, die die Maßnahmen mitbekommen haben und voller Unverständnis für das, was passierte, auf uns zugekommen sind.

Es gab keinerlei Anlass, die Blockaden zu räumen, der Verkehr lief einwandfrei um die Leipziger Straße herum. Wir konnten mit diesem erstmaligen Versuch die Möglichkeiten aufzeigen, die Reaktionen waren für uns eindeutig positiv.

Wir sind weiterhin solidarisch mit unseren Freund*innen und Gefährt*innen von Fridays For Future und werden mit ihnen gemeinsam diese Zeit durchstehen. Mit steigender Wirksamkeit und Erfolg steigt oft auch die Repression. So nervig das ist, zeigt es gleichzeitig, dass wir ernst genommen werden.

Letztlich ist der Vorschlag einer autofreien Leipziger Straße auch schlicht kein Ding der Unmöglichkeit. Die Straße bietet sich dafür regelrecht an. Es gibt haufenweise Möglichkeiten für unterschiedliche Umsetzungen und Umfahrungen. Um aber wirklich etwas für das Klima zu bewirken und nicht nur das Leben an einem vergleichsweise kleinen Ort zu verbessern, braucht es mehr. Die Perspektive muss hin zu einer gesamten autofreien Stadt gehen, daher verwundert uns das viele Gejammere und Zögern der Politik in dieser Angelegenheit erst recht. Es ist wirklich nicht so schwierig, die „große“ Politik soll sich mal nicht so anstellen.

Da wir aber nicht auf euch warten, werden wir uns weiter für eine solidarische Stadt von Unten einsetzen. Wir werden gemeinsam mit unseren Nachbar*innen unsere Wünsche und Bedürfnisse austauschen und für alle tragbare Lösungen aushandeln. Für Veränderung müssen wir uns selbst organisieren, es reicht nicht auf die Lösung der Probleme durch irgendeine Obrigkeit zu warten. Wir gemeinsam sind die Veränderung. Gehen wir es an!

 

 


Solidarität mit den sozialen Kämpfen in Griechenland

Von: Ralf Dreis, Athen 

Das zentral gelegene Stadtviertel Exárchia in Athen blickt auf eine jahrzehntelange Widerstandsgeschichte zurück. Von der Organisierung gegen das faschistische Metaxá-Regime 1936-40, über die bewaffneten Kämpfer*innen der Nationalen Befreiungsbewegung EAM/ELAS während der deutschen Besatzung 1941-44, bis zum Aufstand der Jugend am Polytechnikum 1973 gegen die Militärdiktatur. Seit den 1980er Jahren gilt Exárchia als Hochburg des Anarchismus in Griechenland. Der neoliberal-konservativen Regierung von Kyriákos Mitsotákis (Néa Dimokratía, ND) ist das ein Dorn im Auge. 

In den frühen Morgenstunden des 26. August 2019 begann der angekündigte Angriff des griechischen Staates auf anarchistische Strukturen und Geflüchtete im Stadtteil. Gewaltsam geräumt wurden zwei von Geflüchteten besetzte Häuser und zwei anarchistische Besetzungen. Mehrere hundert vermummte MAT-Sondereinsatzbullen hatten mit Unterstützung anderer Spezialeinheiten frühmorgens um fünf Uhr ganze Straßenzüge abgeriegelt und waren gewaltsam in die Häuser eingedrungen. Betroffen waren zwei Besetzungen Geflüchteter in der Spírou Trikoúpi Straße. Dort wurden 143 Menschen, unter ihnen viele Kinder, verschleppt und von dem Ort vertrieben, an dem sie in den letzten drei Jahren die Möglichkeit hatten ein menschenwürdiges Leben zu führen. Die Bilder der weinenden Kinder gingen um die Welt. Die menschenunwürdige, oft katastrophale Situation in den staatlichen griechischen Flüchtlingslagern ist europaweit bekannt und verschlimmert sich in den letzten Wochen erneut, da täglich hunderte Menschen aus der Türkei über die Ägäis nach Griechenland kommen. Wie Unterstützer*innen berichteten, wurden zehn der Geräumten, die über keinen legalen Aufenthaltsstatus verfügten, in einem Abschiebelager interniert. Erstürmt und geräumt wurden auch die beiden anarchistischen Besetzungen Rosa de Foc und Gare. Die Besetzung Gare, die unter der im Sommer abgewählten linken Syriza-Regierung bereits drei Mal geräumt und wiederbesetzt worden war, wurde noch am Morgen zugemauert und wird seitdem rund um die Uhr bewacht. 

 

Eskalation mit Ansage 

Die rechte ND-Regierung hat angekündigt, die Situation weiter eskalieren zu wollen. Sie bietet seit Anfang September allein 2000 Sondereinsatzbullen auf, um in Exárchia "aufzuräumen". In der regierungsnahen Presse kursierte schon im August eine Liste von elf weiteren von Anarchist*innen besetzten Häusern und Zentren, für die Räumungstitel existieren sollen und deren Räumung vorbereitet werde. Bisher richteten sich weitere staatliche Angriffe jedoch gegen Geflüchtete. Fünf Flüchtlingsbesetzungen mit insgesamt mehr als 1000 Bewohner*innen, fast die Hälfte davon Kinder, wurden bis Anfang Oktober im Zentrum von Athen geräumt. Die ehemaligen Bewohner*innen wurden gegen alle Proteste landesweit auf die erbärmlichen Container-Lager verteilt. Aktuell gibt es in Exárchia rund 30 besetzte Häuser und Zentren, in ganz Athen dürften es mehr als 70 sein. 

Der stellvertretende Vorsitzende der Berufsvereinigung der griechischen Polizei (POASY), Stávros Baláskas, hatte die ersten Räumungen gegenüber dem Fernsehsender Skai am 27.August als den "Start einer modernen, geräuschlosen Technologie" bezeichnet. "Man könnte sagen, die Polizei als Staubsauger, der nach und nach den ganzen Müll und Dreck aus Exárchia wegsaugt. Fortschrittlich, demokratisch, und nach Plan, ausgearbeitet durch die Führung der Polizei." 

In den folgenden Wochen kam es regelmäßig zu Belagerungen, Gewaltausbrüchen und Schikanen vermummter Bullentrupps, die provozierend durch Exárchia zogen. So Ende August und Anfang September als Polizeieinheiten zwei Mal versuchten in das besetzte Soziale Zentrum K*Box einzudringen, wobei sie die Glasfront im Eingangsbereich einschlugen. Unter Inkaufnahme schwerster oder gar tödlicher Verletzungen, wurde mit Tränengasgranaten in die geschlossenen Räume des vollbesetzten Zentrums geschossen. Augenzeug*innen berichteten von gezückten Polizeiwaffen sowie der Beteiligung von Militärpolizei an den Einsätzen. 

Auch ein Buch- und Musikfestival auf dem zentralen Platz des Viertels war am ersten Septemberwochenende vom Polizeiterror betroffen und wurde mit Tränengas angegriffen. Genoss*innen in Athen befürchten, dass es nur eine Frage der Zeit sei, bis es Tote geben werde. Sie erinnern an 1985 und 2008 als Michális Kaltézas und Aléxis Grigorópoulos von den Bullen ermordet wurden. 

 

Haftentlassung des Mörders von Aléxis Grigorópoulos 

Ende Juli 2019 hatte das Berufungsgericht in Lamía den Todesschützen Epaminóndas Korkonéas erneut wegen Mordes an Grigorópoulos verurteilt. Konkret lautete das Urteil auf "vorsätzliche, heimtückische Tötung". Statt, wie die erste Instanz, lebenslänglich plus 15 Monate, verhängte das Gericht nun eine Strafe von dreizehn Jahren. Wegen "guter Führung" und weil zwei Drittel der Strafe abgesessen waren, kam Korkonéas frei. Sein Mittäter, Wassílis Saraliótis, erstinstanzlich zu zehn Jahren wegen "Beihilfe" verurteilt und schon seit 2012 auf freiem Fuß, wurde "mangels Beweisen" freigesprochen. Nach der Urteilsverkündung war es in den Straßen Exárchias zu heftigen Straßenschlachten mit Polizeitruppen gekommen. Auch nach den Räumungen vom 26. August ist die Bewegung nicht in Schockstarre verfallen. Überall im Land finden Demos, Kundgebungen und Veranstaltungen "gegen staatliche Repression" und den "Angriff auf selbstverwaltete Strukturen in Exárchia" statt. Parteibüros von Néa Dimokratía und Polizeiwachen werden angegriffen, Plakate geklebt, Transparente aufgehängt und Radiostationen besetzt, um die Menschen zu informieren. Im Stadtteil patrouillierende Polizeitruppen werden immer wieder mit Steinen und Molotowcocktails attackiert. Soliaktionen gab es auch in Deutschland und Frankreich. Obwohl einige Kleingruppen dazu aufrufen die Polizeiarmee im Viertel bewaffnet anzugreifen, ist klar, dass die Bewegung ihre Räume nicht quasi-militärisch gegen die hochgerüstete Staatsmaschinerie wird verteidigen können. Nur eine breite, über die anarchistische Bewegung hinausgehende gesellschaftliche Strömung der Solidarität, wird in der Lage sein den Angriff des Staates auf unsere Strukturen zu stoppen. Ein erster Schritt war die kraftvolle Demonstration von über 7000 Menschen "gegen Repression und polizeistaatliche Besetzung Exárchias" am 14. September im Zentrum von Athen. Menschen jeden Alters waren dem Aufruf der besetzten Häuser und selbstverwalteten Zentren gefolgt und sendeten ein deutliches Zeichen des Widerstands an die Regierung. 

Wie der in Paris lebende Schriftsteller und Genosse Yánnis Youloúntas betont, "besteht die Herausforderung nicht nur in der Verteidigung eines einzigartigen Viertels in Europa, mit seiner Ansammlung selbstverwalteter Orte, seiner Bereitschaft zum Widerstand gegen jede Art von Herrschaft, und der Schönheit seiner Solidarität mit den Prekären und Migrant*innen. Nein, die Sache, um die es geht, ist größer als das. Die Verteidigung von Exárchia ist unsere Möglichkeit zu zeigen, dass andere Wege aus der allgegenwärtigen Sackgasse, in der diese Welt sich befindet, möglich sind." 

 

Klassenkampf von Oben 

Dass die staatliche Repression in Exárchia auf die Einschüchterung der gesamten Gesellschaft abzielt, verdeutlicht die Wirtschaftspolitik der ND-Regierung. Ein Gesetzentwurf mit dem Namen "Aufbaugesetz" zeigt, wohin die Reise gehen soll und führte Ende September, Anfang Oktober innerhalb einer Woche zu zwei 24-stündigen Generalstreiks im Großraum Athen. Die Gesetzesnovelle sieht vor, die von Syriza geplante Erhöhung des Mindestlohns ersatzlos zu streichen. Sie erlaubt Unternehmen in Zukunft Löhne zu kürzen und Tarifverträge zu ignorieren, wenn sie "schwerwiegende finanzielle Probleme" als Grund angeben. Überhaupt sollen Tariflöhne nur noch dann gelten, wenn in einem Betrieb mehr als 50% der Angestellten gewerkschaftlich organisiert sind. Gewerkschaften selbst sollen in einem Zentralregister beim Ministerium registriert werden, dass außer den persönlichen Daten der Mitglieder auch alle verabschiedeten Beschlüsse der Gewerkschaft erfasst. Darüber hinaus enthält der Entwurf zahlreiche Geschenke an Investoren. So sollen Umweltverträglichkeitsvorschriften im Sinne der "Erleichterung der Investition" gelockert werden. "Unternehmen mittlerer Umweltbelastung" sollen ihren Standort "ohne Einschränkung" wählen können. 

Gewerkschaften und außerparlamentarische Bewegungen legten an beiden Streiktagen das öffentliche Leben im Großraum Athen lahm. Obwohl der Streik der Seeleute und Hafenarbeiter für illegal erklärt worden war, gelang es den durch antifaschistische Gruppen verstärkten entschlossenen Streikposten, die Ausfahrt von Schiffen aus dem Hafen von Piräus an beiden Streiktagen zu verhindern. 

 

Gerechtigkeit für Zak Kostópoulos/Zackie Oh 

Über ein Jahr nach der barbarischen Ermordung des LGBT-Aktivisten Zak Kostópoulos/Zackie Oh durch Geschäftsinhaber, anständige Bürger und Polizeibeamte, am 21. September 2018 (Gaidao No 95 11/2018 und 97 01/2019), stehen seine Mörder noch immer nicht vor Gericht. Trotz eindeutiger gerichtsmedizinischer Gutachten, Zeug*innenaussagen und Filmaufnahmen, die den Lynchmord in der Gládstonos Straße im Zentrum von Athen, dokumentieren, verzögern Staatsanwaltschaft und Polizei bis heute die Eröffnung des Strafverfahrens. Tausende von Demonstrant*ìnnen gingen deshalb am Jahrestag des Verbrechens in vielen griechischen Städten auf die Straße, u.a. in Athen, Thessaloníki, Pátras, Vólos, Irálion, um abermals Gerechtigkeit für Zak/Zackie zu fordern. Iríni Gaitánou, die Kampagnen-Verantwortliche von Amnesty International (AI) Griechenland dazu in einem Interview mit dem online-magazine lifo.gr: "Zak starb in den Händen der Polizei und noch immer überlegen sie, ob ein dienstliches Vergehen vorliegt." Dabei ist es vollkommen klar, dass Polizeigewalt und Willkür ebenso wie die darauf folgende Straflosigkeit, durchgängige und systembedingte Probleme sind. AI hat dazu ausführliche mehrjährige Untersuchungen durchgeführt und zwei Berichte veröffentlicht: "Polizeigewalt in Griechenland. Nicht nur Einzelfälle" (2012) und "Staat im Staate. Kultur von Mißhandlung und Straflosigkeit in der griechischen Polizei." (2014) Die Schlussfolgerung des letzten Berichts lautet, dass am politischen Wille fehlt, die Straflosigkeit für die Polizei zu beenden. Außerdem stellt der Bericht "das durchgehende Versäumnis der griechischen Behörden" fest, "rechtzeitige, tiefgehende, unparteiische und erfolgreiche Untersuchungen, bei Klagen über die ernsthafte Verletzung der Menschenrechte" durchzuführen. AI und die Familie von Zak/Zackie haben angekündigt alle nationalen und internationalen Möglichkeiten auszuschöpfen, um seine Mörder vor Gericht zu bringen. 

Brutale Polizeigewalt und staatliche Repression ‒ nicht nur in Exárchia ‒ zielt auf uns alle ab. Gerade in Zeiten zunehmender Faschisierung und autoritärer Formierung der Gesellschaft, müssen wir uns gemeinsam und über alle Grenzen hinweg entschlossen gegen die Angriffe auf uns und unsere emanzipatorischen Projekte stellen. Seid wachsam, informiert euch, organisiert Kundgebungen vor griechischen Einrichtungen. Zeigt eure Solidarität mit den kämpfenden Menschen in Griechenland. 

 

 


Kultur/Alltag

 


Das linke Ghetto aus Perspektive eines Schelmes

Erinnerung an Die Glücklichen (Peter-Paul Zahl, Rotbuch-Verlag 1979)

Von: Mona Alona 

Ein Knastbuch. Wieder mal. 40 Jahre nach seiner Ersterscheinung habe ich Lust, an den Schelmenroman Die Glücklichen des anarchistischen Literaten, Druckers und Aktivisten Peter-Paul Zahl zu erinnern, das er zwischen 1973 und 1979 im Rahmen seiner zehnjährigen Haft schrieb. Für die Älteren mag es eine Erinnerung sein, bei den Jüngeren weiß ich nicht, ob jemand den Autor noch kennt, der wegen seiner Antirepressionsarbeit in der Zeit der RAF abtauchte und dann unabsichtlich in einen Schusswechsel mit den Bullen geriet. Zum Leben von Zahl kann an anderer Stelle geschrieben oder nachgelesen werden. Für seinen überaus populären Roman Die Glücklichen ist in diesem Zusammenhang von Bedeutung, dass er zwischen 1966 und 1972 in West-Berlin lebte und dort die heiße Phase der 68er-Bewegung mitnahm. Es war noch vor der Zeit der Hausbesetzungen und Anti-AKW-Bewegung. Stattdessen kamen Kommunen, Kollektivbetriebe und die zweite Frauenbewegung auf. Damals wie heute war die Spekulation um Immobilien und auch die Verdrängung alteingesessener Bewohner*innen von Kreuzberg ein großes Thema. Zwischen einem liebevoll-ironischen und bissig-bösen, jedoch stets rhetorisch gutem Stil, schildert Zahl die Lebenswelt in der linksradikalen Szene, welche er als „linkes Ghetto“ bezeichnet und damit schon ausdrückt, dass es sich in den gegenkulturellen Parallelwelten sehr gut um sich selbst kreisen lässt. 

Peter-Paul Zahl führt die*den Leser*in durch diese Welt von Immobilienspekulation, linker Subkultur, ihren Grabenkämpfen, Demonstrationen, Treffpunkten, Lebensstilen der späten Sechziger Jahre anhand des Protagonisten Jörg, dem jüngsten dreier Brüder aus der Ganoven-Familie Hemmers, deren selbständige Mama das kleinkriminelle Familienunternehmen leitet. Sicherlich wählte der Autor seine Anti-Held*innen aufgrund ihres alltäglich-subversiven Charmes, mit dem sie sich gegen kapitalistische und staatliche Zumutungen wehren, ebenso jedoch wohl, weil die revolutionären Subjekte nicht mehr die klassischen Industrieproletarier*innen sind – und es wohl auch nur zum Teil waren. Dafür spricht auch die Figur von Ilona, die sich als Prostituierte ihre Drogenabhängigkeit finanziert, als sie Jörg trifft, jedoch beides für eine Beziehung mit ihm aufgibt und im Verlauf der Geschichte auch ein Kind mit ihm hat. Jedenfalls beschreibt Zahl das proletarische Kreuzberger Milieu ‒ nicht ohne Romantisierung ‒ als eine widerständige und lebendige Gemeinschaft, in der es zusammenzuhalten gilt, wozu entgegen den gängigen Vorstellungen auch ein alter Pastor beiträgt. 

Die Glücklichen ist ein Zeitdokument und eine Milieustudie, eine Geschichte von unten über linke Bewegungen aus der Sicht eines Anarchisten, eine Liebesgeschichte, eine Feier subversiver Lebensstile als Rache des Eingeknasteten und schließlich eine Abrechnung mit den Irrwegen, die manche Tendenzen in der politischen und alternativen Szene genommen haben. Letzteres macht den Schelmenroman zu etwas Besonderem. Peter-Paul Zahl rechnet mit seinen Zeit-Genoss*innen auf eine ironische Weise ab und hält ihnen – wie der Schelm eben – einen Spiegel vor, um ihre Denkweisen und Handlungen in Frage zu stellen. Bei allem, was ihn ankotzt, setzt er sich (im Roman) jedoch dennoch mit der Szene weiter auseinander, anstatt sich etwa in die Rolle eines besserwisserischen Theoretikers oder hartherzigen Dogmatikers zu begeben, denn er weiß, dass er selbst Teil seiner Zeit und seines Milieus ist. Aus dieser besonderen Position heraus schildert der Autor aus einer Insiderperspektive zum Beispiel den grauenhaft stumpfsinnigen Alltag der Fabrikarbeit, angeblich freie Kommunen, in denen tatsächlich krasse patriarchale Strukturen bestehen, eine Demonstration gegen das iranische Schah-Regime, bei der K-Gruppen eine lächerliche Show abziehen, während Militante sich in ernsthafte Auseinandersetzungen verwickeln, Diskussionen über Militanz in vertrautem Kreis, wie eine verschworene Gruppe amerikanischen Soldaten die Desertion ermöglicht, ein unangemeldetes Straßenfest und wie Rache an einem Spekulanten genommen wird. 

Ob Szene-Jargon, dreckiger Berliner Dialekt, pittoresk verpackter Schelmensprech oder poetische Formulierungen – Zahl findet für die verschiedenen Ebenen, auf denen er sich bewegt, eine angemessene und brillant formulierte Sprache. Hinzu kommt, dass jedes Kapitel anders gestaltet ist. Bei Die Glücklichen handelt es sich um einen meiner absoluten Lieblingsromane, weil er so unglaublich gut formuliert ist, ein seltenes Zeitzeugnis darstellt und die geschilderte besondere Perspektive des Schelmes einnimmt. Eine solche Haltung würde ich mir von Menschen aus meinem eigenen Umfeld in meiner Zeit gelegentlich ebenso wünschen, denn sie stellt meiner Ansicht nach den Versuch dar, emanzipatorisch mit den eigenen (gesellschaftlichen) Schwierigkeiten, Ansprüchen und Sehnsüchten umzugehen. Tatsächlich ist es schwierig, sie weder stillschweigend aufzugeben und sich anzupassen, noch sich krampfhaft von ihnen loszureißen und mit den eigenen Zweifeln und Unzufriedenheiten die in radikalen politischen Szenen immer wieder entstehen können, einen Selbsthass zu entwickeln und diesen auf andere zu projizieren. 

Möglicherweise wählte Peter-Paul Zahl auch deswegen seinen Buchtitel. Bei aller gewollten Romantisierung geht es ihm denke ich nicht darum, etwa den subversiven Lebensstil der Kleinkriminellen zu idealisieren, auch wenn er sie sicherlich aufwertet, um ein Gegenbild zu den marxistischen Betonkopf-Kommunist*innen zu entwerfen. Trotz der teilweise ironischen Haltung geht es ihm meiner Ansicht nach darum, einen selbstkritischen Blick auf das eigene Denken, Handeln und Leben zu werfen, eben weil unsere sozial-revolutionären Ansprüche richtig sind und ernst gemeint sein sollen. Vielmehr geht es um die Widerständigkeit, das alltägliche Rebellentum und die solidarische Gemeinschaft, die sich wehrt und in der ganz unterschiedliche Leute versuchen, ein selbstbestimmtes Leben zu führen – und dieses auch anderen zu ermöglichen. Darin besteht das Glück. Und nicht im Lohnarbeiten, Anpassen, Reinfügen, Konsumieren und Fresse halten.

 

 


Das Gesicht des Hasen

Von: Maurice Schuhmann

Hans Widmer (*1947), alias p.m., ist vielen vor allem für seine Anfang der 80er Jahre veröffentliche Utopie bolo*bolo sowie noch für sein „nachhaltiges Haushaltsbuch“ Subcoma bekannt. Seine nicht minder utopisch-angehauchte Belletristik wie z.B. die Trilogie Die Schrecken des Jahres 1000, die er unter einem anderen Pseudonym publizierte, ist weniger bekannt. Daneben hat er sich auch als Autor von Hörbüchern und Theaterstücken einen Namen gemacht.

Im Hirnkost Verlag, dem ex-Verlag des Archivs der Jugendkulturen, ist nun unter seinem Pseudonym p.m. ein weiterer Roman erschienen – Das Gesicht des Hasen. In ihm beschreibt er die abenteuerliche Reise seines Protagonisten Paul Sandhurst, einem Buchalter. Ein zentraler Aspekt ist dabei die ökologische Frage. Sandhurst ist ein Mensch, der versucht bewusst zu leben – und im bescheidenen Rahmen seinen Beitrag zu leisten. Er wählt ein Hotel, wo es laut Reiseführer gutes vegetarisches Essen gibt, bucht unter ökologischen Erwägungen sein Reiseziel und spendet regelmäßig für Greenpeace. Bösartig ausgedrückt ist er einer von jenen klischeehaften, bürgerlichen Gutmenschen. Gleichzeitig pflegt er einen gewissen Zynismus ‒ „Mit Befriedigung stellte Sandhurst fest, dass Abenteuertouristen zunehmend Opfer lokaler Banditen oder meist islamischer [sic!] Terroristen wurden, wodurch ganze Landstriche in Asien und Afrika eine Beruhigung erfuhren. War es möglich, dass die islamische Religion jenes Bremsmittel war, das den auf den Abgrund zurasenden Planeten noch zum Stillstand bringen konnte?“(6). Um sich zwei Wochen zu erholen, fährt er in das englische Kaff Wexham und möchte dort eine digitalfreie Zeit verbringen. Hier erlebt er eine unheimliche Begegnung der III. Art. Später reist er noch durch Frankreich...

An einer Stelle findet sich auch der Verweis auf das Konzept von New Alliance Earth (www.newalliance.earth), das ein Stück weit in der Tradition von bolo*bolo steht. Der Vorschlag ist kostenlos in mehreren Sprachen downloadbar.

Insgesamt ist es ein seichter Roman, der eine Weile braucht, um an Fahrt zu gewinnen. Er erinnert mich ein Stück weit an die englischen Krimis – insbesondere in Bezug auf die Beschreibung von Menschen und Orten. Im Gegensatz zu diesen finden sich jedoch eine Vielzahl von politischen Verweisen in der Geschichte. Dennoch bin ich beim Lesen nie richtig warm geworden. Seine utopischen Entwürfe und ökologischen Überlegungen sagen mir schon mehr zu.

Im selben Verlag sollen weitere Bände von p.m. in naher Zukunft erscheinen, wie Verlagsleiter Klaus Farin kürzlich in einer Rundmail stolz mitteilte. Sicherlich dürfte dabei die eine oder andere interessante Wiederveröffentlichung sein.    

 

P.M.: Das Gesicht des Hasen. Ein terrestrischer Roman, Hirnkost Verlag Berlin 2019, ISBN: 9783947380848, 268 S., Preis: 18 Euro.

 

 


Stadtguerilla revisited

Von: Gabriel Kuhn

Eine Rezension von Roman Danyluks Blues der Städte. Die Bewegung 2. Juni – eine sozialrevolutionäre Geschichte (Bodenburg: Edition AV, 2019) 

Das größte Missverständnis bezüglich der Bewegung 2. Juni sei es, dass es sich um eine anarchistische Gruppe gehandelt habe. Das erklärte mir einst ein ehemaliges Mitglied. Die Einflüsse seien zu vielfältig gewesen, um das Projekt auf eine ideologische Orientierung festzunageln. Nichtsdestotrotz ist das Bild der Bewegung 2. Juni als antiautoritäres Gegenstück zur Roten Armee Fraktion nicht falsch. Roman Danyluk formuliert in seinem Buch Blues der Städte so:

„Die KämpferInnen der neuen Organisation vertraten verschiedene politische Ansichten. Viele bezogen sich auf den Anarchismus und hierbei vor allem auf den insurrektionalistischen (aufständischen) und den Arbeiteranarchismus. Einige der Militanten verstanden sich als undogmatische MarxistInnen, andere orientierten sich an einem Bewegungs-Maoismus. Was alle politisch einte, war der Bezug auf einen antikolonialistisch und antiimperialistisch begründeten Internationalismus. Einig war man sich in der Bewegung 2. Juni zudem, dass alle Spielarten des Autoritarismus abzulehnen wären, beispielsweise den damals in der Linken in Mode stehenden Marxismus-Leninismus (ML). Revolution – dies war der Konsens – muss ein freier Prozess sein und die Militanten müssten sich dafür einsetzen, dass dieser frei bleibt.“ (S. 217-218)

Danyluks Buch ist, was man in der akademischen Welt ein „Standardwerk“ nennen würde. Eine vergleichbare Studie zur Bewegung 2. Juni gibt es nicht, und ich wäre sehr überrascht, würde eine solche in den kommenden Jahrzehnten erscheinen. Alleine der Umfang, knapp 550 Seiten, beeindruckt.

Allerdings widmen sich nicht alle Seiten spezifisch der Bewegung 2. Juni. Tatsächlich muss man bis zur Seite 203 vordringen, um über die „Gründung und Praxis“ der Gruppe lesen zu können. Davor gibt es eine historische Einrahmung, die bis zu Georg Büchner zurückreicht. Die unmittelbaren Bedingungen des Entstehens der Bewegung 2. Juni in den 1970er Jahren stehen jedoch im Vordergrund.

Ab Seite 369 gibt es „Kritik und Diskussion“, die sich der Stadtguerilla und der radikalen Linken in Deutschland ganz allgemein widmet. Danyluk schreibt darin viel Wichtiges. Besonders erfreulich ist, dass er sich Schwarz-weiß-Analysen verweigert und auch bei den strittigsten Fragen differenziert bleibt, etwa wenn es um den bewaffneten Widerstand geht:

„Es mag historische Situationen geben, in denen der bewaffnete Widerstand der Emanzipationsbewegung aufgenötigt wird. Die bevorstehende Übertragung der politischen Macht an FaschistInnen oder die bewaffnete Verteidigung bei Ausbruch einer sozialen Revolution wären Beispiele für die Alternativlosigkeit von militanter Gegenwehr seitens der emanzipatorischen Kräfte. In anderen geschichtlichen Phasen ist jedoch äußerste Vorsicht bei der Anwendung bewaffneter Initiativen geboten.“ (S. 386-387)

Die Geschichte, die Danyluk von der Bewegung 2. Juni erzählt, basiert vor allem auf Gesprächen mit ehemaligen Mitgliedern. Sie wird Leser*innen, die sich für diese Geschichte interessieren, in ihren Bann ziehen. Über bekannte Aktionen der Gruppe – wie die Entführungen des Berliner CDU-Politikers Konrad Lorenz 1975 und des österreichischen Industriellen Walter Palmers 1977 – wird ebenso spannend und detailliert berichtet wie über das Leben im Untergrund.

Danyluk betont immer wieder die sozialrevolutionäre Perspektive der Bewegung 2. Juni, aber auch den internationalen Zusammenhang, in dem sie sich bildete und aktiv war. Alleine das macht diese Studie in Zeiten, in denen die radikale Linke sowohl Klasse als auch Internationalismus als entscheidende Bezugspunkte revolutionärer Politik wiederentdeckt, zur (sprichwörtlichen) Pflichtlektüre.

 

 


Analyse + Diskussion

 

Nur der Mond schaut zu?

Drohneneinsätze gegen Widerständige ‒ Informationen und Call for Papers 

Von: ABC Südwest

Dass bei linken Aktionen wie Demos oder Räumungen von Blockaden und Besetzungen auf viele Weisen versucht wird, die Teilnehmenden z.B. mit großen Polizeiaufgeboten, Zivibullen, Wasserwerfern oder Kameras zu drangsalieren, überwachen und unterlaufen, ist leider nichts Neues.

Auch Helikopter sind für die Polizei eine hilfreiche Möglichkeit, sich Übersicht über große Menschenmengen und Gelände zu verschaffen und Menschen zu verfolgen. Helikopter sind aber groß, teuer in Anschaffung und Wartung, laut und im Einsatz extrem kostspielig (durchschnittlich bei ca. 5.000€ pro Einsatzstunde2

). So ist es für die Polizei ein logischer Schritt, die bereits heute vielseitigen technischen Fähigkeiten von Drohnen, eigenständig fliegenden oder ferngesteuerten Luftfahrzeugens ohne Personenbesatzung, zu nutzen. Diese sind nicht nur billiger, mobiler und unauffälliger, sie bringen auch komplett neue technische Möglichkeiten mit sich.

In den vergangenen Jahren konnten mehrere Einsätze von Drohnen gegen linke Veranstaltungen und Projekte dokumentiert werden, die sich immer mehr häufen:

	G20 Gipfel in Hamburg Juli 20173

 



	Antifa Demo Sindelfingen (BW) Frühjahr 20184

 



	Demonstration Junge Alternative und Gegendemo Stuttgart-Feuerbach 12. Mai 2018:



	"Am 12. Mai 2018 war […] ein ULS des Polizeipräsidiums [im] Einsatz anlässlich einer Kundgebung in Stuttgart- Feuerbach zur Unterstützung des Raumschutzes eingesetzt."5

 



	Hambacher Forst Silvester 20186

 



	Hausbesetzung Klarastr. 17 Anfang März und Räumung Mozartstr. 3 in Freiburg am 07.03.20197

 



	Auch z.B. in der Schweiz schon seit Jahren im Einsatz, vor gut fünf Jahren schon bei 1. Mai Demo  in Zürich8

 





 

Die Polizeien in Deutschland haben schon seit längerem Drohnen im Einsatz9

 und seit 2015, spätestens 2017 nach G20 bundesweit begonnen, flächendeckend Drohnen einzukaufen und einsatzbereit zu machen. Dazu exemplarisch einige Presseberichte und parlamentarische Dokumente:

 

1) Baden-Württemberg April 2018:

"Die baden-württembergische Polizei testet seit April den Einsatz von Drohnen. Bis Ende Mai seien die Geräte 13 Mal genutzt worden, teilte ein Sprecher des Innenministeriums in Stuttgart auf Anfrage der Deutschen Presse-Agentur mit. [...] Die Drohnen würden etwa zur Beobachtung von Fußballspielen und Kundgebungen, bei Verkehrsunfällen und der Suche nach Menschen genutzt."10

 

2) Bayern 2017:

„Seit 2015 verfügt die Bayerische Polizei über unterschiedliche 'Multicoptersysteme'. Sie wurden zum Teil bereits beim G7-Gipfel in Elmau vorgehalten. Derzeit setzt bereits das Bayerische Landeskriminalamt erfolgreich auf Drohnen, beispielsweise zur Ortung von Handysignalen bei der Vermisstensuche. Zudem verfügen die Spezialeinheiten der Bayerischen Polizei zur Einsatzunterstützung über ein 'Multicoptersystem' mit installierter Kameratechnik."11

 

3) Baden-Württemberg:

"Wann immer die Fluggeräte zuletzt im Einsatz waren, wurden sie von speziell ausgebildeten Beamten des Polizeipräsidiums Einsatz gesteuert. Sie begannen im Jahr 2017 mit den ersten Testflügen. Seit Mitte April 2018 unterstützen die sogenannten Luftfahrzeugfernführer mit ihren Drohnen ihre Kollegen am Boden auch bei den kniffligeren Einsatzlagen, etwa bei parallel stattfindenden Demos. Landesweit gab es laut Innenministerium im vergangenen Jahr fast 100 Drohneneinsätze der Polizei. Die Erprobungsphase endet voraussichtlich im Sommer dieses Jahres. Bis dahin sollen neben dem Polizeipräsidium Einsatz nun auch die Polizeipräsidien Stuttgart, Aalen und Freiburg Erfahrungen sammeln. Seit Dezember 2018 haben sie eigene Geräte und Drohnenspezialisten unter den Kollegen."12

 

4) Saarbrücken Mai 2019:

„Am 16. Mai führte die Bundespolizeiinspektion [...] eine weiträumige Fahndung im Grenzraum zu Frankreich und Luxemburg durch, wobei der Schwerpunkt auf der Bekämpfung der Schleusungskriminalität, insbesondere der Schleusung mit Lastkraftwagen lag. Hierbei setzte die Bundespolizei erstmals auch eine Drohne ein, um frühzeitig Ausweichbewegungen aufzuklären, das Wegwerfen von Ausweisdokumenten vor der Kontrollstelle frühzeitig zu erkennen und Lastkraftwagen auch rasch von oben kontrollieren zu können.“13

 

 

Die Bundeswehr besitzt bereits seit einiger Zeit ein größeres Arsenal an Drohnen und setzt diese auch ein. Auch wenn der Einsatz der Bundeswehr im Inneren zum Glück bislang eher eine Randerscheinung ist, können wir uns darauf nicht verlassen. Vorkommnisse wie der Einsatz von Tornado-Kampfflugzeugen zur Überwachung und Einschüchterung des G8-Protestcamps in Heiligendamm 200714

 haben gezeigt, dass wir damit rechnen müssen, dass die dem Militär zur Verfügung stehenden Mittel auch gegen uns verwendet werden.

Laut einer uns vorliegenden Antwort der Bundesministerin der Verteidigung auf eine Kleine Anfrage im Deutschen Bundestag vom 18. bzw. 20. Februar 2019 verfügt die Bundeswehr derzeit über mehr als 350 Drohnen, die in Größe von handtellergroß bis Flugzeuggröße reichen. Diese Drohnen sind über ganz Deutschland verteilt stationiert (und an einigen Stützpunkten im Ausland).

Mit Drohnen stehen der Polizei neue Möglichkeiten zur Verfügung, um, kaum sicht- und hörbar, Strukturen und Bewegungen im Gelände und bedingt auch in Städten zu beobachten und dokumentieren. Drohnen bieten eine viel flächendeckendere und häufiger anwendbare Überwachungsmöglichkeit als Helikopter, da sie im Gegensatz zu Helikoptern deutlich billiger sind und in viel größerer Zahl angeschafft und betrieben werden können. Technische Möglichkeiten zur Verfolgung bei Nacht sind weiter ausgebaut und sie bieten in Kombination mit intelligenter Videoüberwachung, wie sie derzeit unter anderem am Berliner Südkreuz und in der Mannheimer Innenstadt getestet werden, die potenzielle Möglichkeit automatisierter Erkennung "abweichenden" Verhaltens oder die Verfolgung einzelner Menschen anhand biometrischer Erkennungsmuster.

Während häufige oder langwierige Helikoptereinsätze zu viel Unmut bei den Anwohner*innen der Betroffenen Gegenden sorgen, wie in letzter Zeit im Berliner Nordkiez oder im Leipziger Connewitz, können Observationen mit Drohnen praktisch unbemerkt und ohne Beschwerden der Nachbar*innen stattfinden.

Im Kontext zunehmender Aufrüstung, Militarisierung und Befugniserweiterungen im Rahmen der autoritären Offensive z.B. durch die neuen Polizeigesetze braucht es dringend eine Auseinandersetzung mit dem Thema. Wenn die Polizei aufrüstet und zunehmend Mittel zur Verfügung hat, gegen die wir bislang keine Verteidigungsstrategien entwickelt haben, bringt dies enorme Vorteile für unsere Verfolger*innen mit sich. Das können wir uns schlicht nicht leisten. Wo vielleicht andere oder zusätzliche Maßnahmen zu Vermummung und Wechselkleidung gefragt sind, sowie Strategien zum Umgang mit gezielter Verfolgung (biometrische Daten können auch bei Vermummten erhebbar sein) und Wärmekameras, müssen Strategien zu Selbstschutz und Sicherheit angepasst werden.

Wir, einige Menschen involviert in antiautoritären Kämpfen, möchten uns mit dem Thema intensiver beschäftigen und eine Broschüre erarbeiten, die Informationen bietet und Bezugsgruppen helfen soll, sich auf Aktionen mit (möglichen) Drohneneinsätzen vorzubereiten. Wir fragen uns: Wie kann sich auf den Einsatz von Drohnen bei politischen (Groß-)Veranstaltungen vorbereitet und wie Drohnen erkannt werden? Wie können wir uns schützen und Drohnen(infrastruktur) angreifen?

Wenn ihr von Drohnen-Einsätzen erfahren, eigene Strategien zum Umgang entwickelt habt oder gute Literatur zum Thema kennt, schreibt uns verschlüsselt und anonym unter abcsuedwest@riseup.net.

 

Insbesondere würden uns interessieren:

	Technische Möglichkeiten der Drohnenüberwachung,



	-Ausrüstung verschiedener Stellen/Länder,



	-Erfahrungen mit bisherigen Einsätzen,



	-Theoretische Einbettung in Überwachungskritik und unsere Verteidigung gegen den technologischen Angriff,



	Umgänge mit und Bekämpfung von Drohnen,



	...





 

Wenn der Staat uns beobachtet, stechen wir ihm die Augen aus! 

 

 


Verkehr in der Stadt selber gestalteten: eine Neuauflage des Witte Fietsenplans

Von: Felix aus Karlsruhe 

Der „weiße Fahrradplan“ war eine Aktion der Provo Gruppe in Amsterdam.15

 Das Ziel war es, weiße Fahrräder als öffentliches Eigentum in der Stadt zur Verfügung zu stellen. Die Räder wurden als eine Alternative zum kapitalistischen Privatbesitz gesehen und sollten die steigende Anzahl der Autos aus der Stadt verdrängen. Dabei wurde die Farbe Weiß als Symbol der Einfachheit und Sauberkeit gegenüber dem Auto gewählt. Das Bike-Sharing-System mit den weißen Fahrrädern hat die Band Tomorrow zu ihrem Song „My White Bicycle“ inspiert: 

"They had white bicycles in Amsterdam and they used to leave them around the town. And if you were going somewhere and you needed to use a bike, you'd just take the bike and you'd go somewhere and just leave it. Whoever needed the bikes would take them and leave them when they were done." 

Die Stadtplanung war und ist immer noch auf das Auto als Hauptverkehrsmittel fokussiert, was die Situation in den Städten noch verschlimmert hat. Die Stadtverwaltungen sind Handlungsunfähig und taumeln zwischen Bürokratie und Autolobby hin und her und hin und her. Für immer mehr Bewohner*innen ist eine radikale Wende hin zu einer Stadt mit sicherer Radinfrastruktur, in der Autos nur noch eine Ausnahme bilden, ein großes Anliegen. Basierend auf gegenseitiger Hilfe und Solidarität könnte eine Neuauflage des weißen Fahrradplans eine Lösung sein – Eine Lösung, die die Bewohner selbst umsetzten können!

Am Beispiel der Stadt Karlsruhe (als Geburtsort des Fahrrads) möchte ich exemplarisch zeigen, wie eine Umsetzung möglich wäre: In den meisten Städten gibt es jedes Jahr Versteigerungen von verlassenen Rädern, auch in Karlsruhe. Diese Fahrräder können während einer Art Festival aufbereitet, weiß bemalt und kostenlos in der Stadt zur Verfügung gestellt werden. Hier können und sollen sich viele Bewohner*innen der Stadt und Fahrradfreunde aus ganz Europa einbringen. Für die Aktion sind Helfer*innen, Werkzeuge, Fahrräder, Fahrradteile, Organisation, Werbung und weitere Unterstützung, wie Essen und Schlafplätze für das Wohlbefinden der Helfer*innen nötig.

Auch die Helfer*innen profitieren von der Aktion, denn sie erlernen neue Fähigkeiten, knüpfen Kontakte und tragen selbstbestimmt zu einer Verkehrswende bei. Dadurch machen sie ihre Stadt lebenswerter und bekämpfen den Klimawandel in einer konstruktiven Art. Bei der Aufbereitung kann man vermutlich auch auf die Unterstützung der Fahrradläden zählen, denn auch sie profitieren von einer fahrradfreundlicheren Stadt. Außerdem gibt es einige unkommerzielle Fahrradreparaturstellen und ein Reparaturcafé in der Stadt, die sicher auch bereit sind, ihr Wissen und ihre Hilfe einzubringen. Um das Wohlbefinden während der Reparaturen zu erhöhen, kann parallel dazu ein Programm mit Musik, Vorträgen, Kunst und anderen Dingen zur Huldigung des Drahtesels organisiert werden.

Damit die Fahrräder auch benutzt werden, muss die Fahrradinfrastruktur deutlich verbessert werden. Vor allem für Leute, die nicht in der Stadt wohnen, ist es schwierig, Wege durch die Stadt zu finden. Deswegen wäre es sinnvoll eine Fahrradkarte zu erstellen und Fahrradrouten (z.B. mit Schildern oder Markierungen auf der Straße) in der Stadt zu markieren. Auch eine Fahrradinfrastruktur aus Werkzeugschränken und Pumpen in der Stadt ist nötig. Diese Schränke und Pumpen können beispielsweise in den Vorgärten oder Hinterhöfen von Bewohner*innen untergebracht werden, wenn dies im öffentlichen Raum aufgrund von städtischer Bürokratie nicht möglich ist.

Das Ganze kann mit und ohne die Unterstützung der Stadt durchgeführt werden. Essenziell für das Gelingen eines solchen Plans ist die Unterstützung der Bewohner*innen und ihr Willen, Vorreiter*innen in Sachen Stadtentwicklung und Klimaschutz zu werden.

 

 


Geschichte

 


Die Wende in historischer Perspektive

Über den pazifistischen Mythos eines friedlichen Übergangs

Von: Peter Gelderloos, Übersetzung: ein*e Freund*in des Autors

Dreißig Jahre nach dem Fall der Berliner Mauer verschwenden die kapitalistischen Medien keine Gelegenheit, ihre Version der Geschichte in den Schlagzeilen der Nachrichtenprogramme und in Publicity Stunts zu verbreiten. Wenn wir das nationalistische Narrativ außen vor lassen, das innerhalb von Deutschland gesponnen werden kann, sind die zwei Hauptelemente der Geschichte international und in Deutschland die folgenden: Die Wiedervereinigung markierte den Triumph des liberalen Kapitalismus und die Kraft, die den Zusammenbruch der DDR ausgelöst hat, war ein Sieg für die Gewaltlosigkeit in einem Ausmaß wie in Indien oder der Bürgerrechtsbewegung in den USA. Beide dieser ideologischen Bekräftigungen sind absoluter Müll.

 

Über Kapitalismus und Kommunismus

Anarchist*innen und andere Leute, die an einer ehrlichen Erzählung der Geschichte interessiert sind, sollten weder die Einführung der liberalen Demokratie in den Ländern des Warschauer Pakts romantisieren, noch sollten sie die vielen Fehler des vorangegangenen sozialistischen Regimes verwischen. Das Ende der DDR bedeutete eine große Zunahme politischer Freiheiten für Leute, die nicht allzu radikal waren, genauso wie eine Zunahme der Arbeitslosigkeit, der Arbeitsprekarität, der Wohnungslosigkeit, einer konsumorientierten Mittelklasse und dem Auseinandergehen der Wohlstandsschere. Das Gleiche gilt für die vormalige Sowjetunion. Was die Verteidiger*innen des liberalen Kapitalismus oder des Staatssozialismus nicht zugeben können, ist, dass die Dinge nicht einfach besser oder schlechter geworden sind.

Es ist jedoch unbestreitbar, dass die Ereignisse von 1989 und dem nachfolgenden Jahrzehnt – während sie sicherlich die politische Dominanz des NATO-Blocks zementiert haben – tatsächlich die fundamentalsten Mythen des liberalen Kapitalismus widerlegt haben. Um das zu verstehen, müssen wir einfach die Erfahrung des Sowjetblocks mit der Erfahrung von China vergleichen. Wo Gorbatschow die politische mit der ökonomischen Liberalisierung gekoppelt hat, hat Deng Xiaoping hingegen ökonomische Liberalisierung eingeführt, während er die politische Zentralisierung verschärft hat, wobei eine harsche politische Diktatur mit einer liberalen Ökonomie gekoppelt wurde, die dazu in der Lage ist, die Anforderungen der WTO und der Bretton Woods Institutionen zu erfüllen.

Milton Friedman hatte bekanntermaßen darauf beharrt, dass die politische und ökonomische Liberalisierung Hand in Hand gehen und dass China nicht in der Lage sein würde, mit Dengs Reformen fortzufahren, ohne dass die kommunistische Partei ihre Kontrolle über das Land verlieren würde. Dreißig Jahre später ist klar, dass er falsch damit gelegen hat. China ist heute das herausragendste kapitalistische Land der Welt und seine Ökonomie hat die jedes der vormaligen Warschauer Pakt-Länder bei weitem überholt.

Kapitalist*innen haben diesen Widerspruch allgemein ignoriert, da sie niemals wirklich daran interessiert waren, die Wahrheit zu finden, Leute aufzuklären oder eine Welt zu schaffen, in der es mehr Freiheit und eine bessere Lebensqualität gibt. Solange sie die Möglichkeit haben in China zu investieren, sind sie glücklich damit, wie sich die Dinge entwickelt haben. Und Friedmans Scheinheiligkeit ist legendär: Er lamentierte ausführlich über das Wort Freiheit, während er blutige Diktaturen in Chile und andernorts unterstützte.

Die tatsächlichen Lehren über das Ende des kalten Krieges haben mehr mit Geopolitik zu tun als mit Ökonomie, da die DDR und UdSSR keine kommunistischen Länder waren; vielmehr praktizierten sie Formen des Staatskapitalismus, mit einem abwechselndem Ab- und Zunehmen über die Jahrzehnte von Dezentralisierung vs. staatlicher Planung. Sogar Lenin gab zu, dass die Neue Ökonomische Politik von 1921 bis 1928 kapitalistischer Natur war.16

 Und als Gorbatschow die Perestroika in den letzten fünf Jahren der Sowjetunion institutionalisierte – wodurch die Marktkräfte gestärkt, Privateigentum erlaubt und im Vergleich zu den vorherigen Jahrzenten die zentrale staatliche Planung reduziert wurde – folgte seine Argumentation haargenau kapitalistischen Linien: Das ökonomische Wachstum war schwerfällig gewesen.

Tatsächlich führten die UdSSR und China den Kapitalismus in Ländern ein, in denen die Kapitalist*innen selbst damit gescheitert waren. Der liberale Kapitalismus wird beinahe immer effizienter darin sein, ein paar Wenigen zu erlauben unglaublich reich zu werden, während hingegen der Staatskapitalismus notwendig ist, um die Entfremdung aufzuzwingen, die das Privateigentum und die Lohnarbeit verlangen, an Orten, wo mehrheitlich bäuerliche Ökonomien immer noch an gemeinschaftlichen Praktiken festhalten. Der Kapitalismus hat noch nie expandieren können ohne strategische Interventionen des Staates.

 

Über Gewaltlosigkeit

Merkwürdig genug, wird der zweite Mythos, der den Fall der Berliner Mauer umgibt, nicht nur durch kapitalistische Medien reproduziert, sondern auch von vielen Mitgliedern der antikapitalistischen Bewegung. Ein Befürworter der Gewaltlosigkeit, der in einer deutschen Bewegungszeitung schreibt, beschuldigte mich sogar zulügen, weil ich ausgeführ hatte, dass die Volksbewegung, die die Mauer zum Einsturz gebracht hat, nicht durchgängig gewaltlos war. Die Tatsache, dass er es nicht für angebracht hielt, Argumente oder Belege zu liefern und dass die Zeitschrift keine Faktenkontrolle durchführte, zeigt ein Milieu, in dem Dogmatismus und Mobbing über Selbstkritik und solidarischer Kommunikation stehen. 

Ich habe bereits ausführlich darüber geschrieben, wie pazifistische Subkulturen systematisch falsche und manipulierte Geschichten reproduzieren, um gewaltlose Siege zu fabrizieren, die niemals stattgefunden haben17

 Zum Beispiel waren weder die indische Unabhängigkeitsbewegung, noch die Bürgerrechtsbewegung in den USA, noch die Anti-Atomkraftbewegung im Westen, noch die Anti-Apartheidsbewegung ausschließlich gewaltlos und mit der Ausnahme der Anti-Atombewegung waren sie nicht einmal mehrheitlich gewaltlos. (Ein zweites Element dieser Manipulation ist, wenn Pazifist*innen sehr komplexe soziale Veränderungen als einfache Siege verkaufen: Zum Beispiel das Ende der legalen Segregation in den USA, welches durch eine Zunahme der „Stadterneuerung“ sowie eine Politik der Masseneinsperrung begleitet war oder das Ende des Sozialismus in den Warschauer Pakt-Ländern, welches das Leben in manchen Belangen besser und in anderen schlechter gemacht hat.)

Um zusammenzufassen, die Volksbewegung in Ostdeutschland, die mit dem Fall der Berliner Mauer und dem Ende der DDR endete, war gekennzeichnet durch ansteigende Spannungen und mehr und mehr Leute, die versuchten zu fliehen, dann einer Explosion von kurzen jedoch intensiven Riots, als die Autoritäten begannen die Grenzen zu schließen und dann eine Verschiebung hin zu friedlichem Protest als christliche Geistliche eingesprungen sind, um die spontane Bewegung zu übernehmen und als die Regierungsautoritäten – verängstigt durch die Riots – die Grenzkontrollen entschärft haben. In der politischen Krise, die darauf folgte, war die Führungsriege Ostdeutschlands gespalten. Manche wollten die Protestbewegung durch Polizeirepression beenden und andere in der Partei wollten die Situation entschärfen, sogar wenn dies bedeutete, Wahlen zuzulassen. Die Hardliner verloren den Streit aus Gründen, die unten diskutieren werden.

Zuerst müssen wir die historische Realität der Riots als Schlüsselmoment in dieser Ereigniskette etablieren. Für alle, die es bezweifeln, es gibt dokumentierte Aufnahmen von den Riots, die in Ostdeutschland im Herbst 1989 stattgefunden haben, um die Zeit herum von Gorbatschows Besuch. Die LA Times vom 5. Oktober 1989 beschreibt „drei Stunden“ von „Unruhen“ in welchen „die Bereitschaftspolizei Wasserwerfer und Gummiknüppel gegen Tausende wütende Ostdeutsche in Dresden eingesetzt hat“ und von „Demonstranten, die Pflastersteine aus dem Boden gerissen haben und sie auf die Polizei geworfen haben, die sich hinter Schildern duckte und gelegentlich Steine zurückwarf.“18

 Ein weiterer Bericht wurde am 6. Oktober 1989 in der New York Times publiziert, wo erwähnt wird, „was Beobachter als den schlimmsten Ausbruch von zivilem Ungehorsam seit den 1950ern bezeichnen“, wobei in diesem Fall „ziviler Ungehorsam“ „Demonstranten […] die Steine auf die Polizei geworfen haben“ umfasst, sowie, dass „Tausende ihrer Landsleute zum ersten Mal seit Jahrzehnten in Ostdeutschland mit der Polizei gekämpft haben“.19

 Am 10. Oktober erwähnt die Times ein ganzes Wochenende gewaltsamer Riots in Leipzig und Dresden und zunehmende Spannungen in Ostberlin, jedoch wendet sich da bereits der Fokus des Narrativs, mit der Schwerpunktsetzung auf die friedlichen Protestierenden, die nach demokratischen Reformen verlangen, wobei sie von Kirchenführern angeleitet werden.20

 Jene, die Zugang zu deutschsprachigen Archiven haben, können zweifellos Berichte zu diesen Riots in deutschsprachigen Zeitungen dieser Zeit finden.

Heutzutage ist die einzige Geschichte, die erzählt wird, jene von friedlichen Märschen, die von christlichen Geistlichen angeleitet wurden. Die Krawalle und Straßenkämpfe wurden komplett aus der Geschichte getilgt und die gesamte Episode wurde betitelt als „Die friedliche Revolution“. Weltweit geben die kapitalistischen Medien auf Deutsch, auf Englisch oder in anderen Sprachen lediglich die weißgewaschene Erzählung der Bewegung wieder.21

 

Der Grund dafür ist, dass die politischen und ökonomischen Führer*innen Angst davor haben, dass die Leute tatsächlich aufbegehren, deshalb wollen sie, dass wir glauben, dass wir unsere Ziele durch gewaltlose Bewegungen erreichen können, also jene Bewegungen, die keinerlei Bedrohung für die Polizei oder das Privateigentum darstellen und die einfach durch Wahlkampagnen und demokratische Reformen manipuliert werden können. Der Grund, wieso Anhänger*innen der Gewaltlosigkeit der herrschenden Klasse helfen diese Lügen zu verbreiten, ist, dass sie in der Praxis wieder und wieder scheitern, wodurch sie komplett unfähig bleiben, irgendwelche grundlegenden Veränderungen zu erreichen, deshalb machen sie Gebrauch von der bequemen Allianz mit Historiker*innen der Herrschaft, um Siege zu erfinden, die es niemals gegeben hat. Anderswo habe ich dokumentiert – mit Bezug auf die historischen Kämpfe in Barcelona – wie soziale Bewegungen schnell durch einen taktischen und strategischen Lernprozess gehen, in dem sie fast immer die Gewaltlosigkeit überwinden und wie ausschließlich in einem Kontext von sozialer Amnesie Gewaltlosigkeit gedeihen kann.22

 

Um eines klarzustellen: ein Wochenende Krawall reicht nicht um ein totalitäres Regime zu stürzen. Jedoch genausowenig ein Monat friedlicher Protest. Das Ende der DDR macht nur Sinn innerhalb ihres spezifischen Kontexts. Und das ist ein Kontext, den die Anhänger*innen der Gewaltlosigkeit sorgfältig ignorieren, während sie die sogenannte Friedliche Revolution in eine ihrer wichtigsten Beispiel von gewaltfreiem Erfolg verwandeln. In Nonviolence: The History of a Dangerous Idea, einem Buch das von historischer Ungenauigkeit, rassistischen Annahmen und absurden Argumentation geplagt wird, greift der Journalist Mark Kurlansky zurück bis zur Tschechoslowakei 1968 um zu erklären, wie eine mittelgroße gewaltlose Bewegung in Ostdeutschland ein totalitäres Regime dazu gezwungen hätte, all seine Macht aufzugeben anstatt die Protestierenden zu zerschlagen. Kurlansky zufolge verloren die Warschauer Pakt-Länder, als sie im August 1968 in der Tschechoslowakei einmarschierten und die gewaltfreie Bewegung zerschlugen, zu viel Prestige und Legitimität, wovon sie sich in Folge nicht mehr erholt hätten. Auch wenn der friedliche Widerstand komplett versagt hatte, die Sowjetinvasion aufzuhalten, hatte er doch irgendwie 20 Jahre in die Zukunft ausgestrahlt, um die Warschauer Pakt-Mächte daran zu hindern, eine ähnliche Repression gegen die ostdeutsche Bewegung umzusetzen. Kurlanskys gesamtes Buch ist voll von derlei stark vereinfachenden Unterstellungen. 

Tatsächlich hatte die Kommunistische Partei 1968 kein internationales Prestige und keine Legitimität mehr. Sie war relativ dazu in der Lage gewesen ihren Ruf zu wahren und effektiv ihre blutige Repression gegen die russischen Arbeiter- und Bauernbewegungen von 1918 bis 1921 zu verschleiern, ihre Sabotage der revolutionären Bewegung in Italien von 1920 bis 1921, ihre Kollaboration mit den Nazis vor 1933 und ihr Abwürgen der Spanischen Revolution von 1936 bis 193723

, jedoch als sie Panzer gegen eine Volksrebellion in Ungarn entsandte, die 1956 großteils durch Basisarbeiterräte organisiert worden war, verloren die Sowjetunion und die anderen Warschauer Pakt-Länder jedwede Unterstützung von Revolutionäre*innen, die immer noch an sie glaubten. Im Mai 1968 – Monate vor der Invasion in Tschechoslowakei – war die Kommunistische Partei schon eine so überwiegend konterrevolutionäre Organisation, dass sie in Frankreich mit dem Präsidenten Charles De Gaulle kollaborierte um der Rebellion der Studierenden und der Fabrikarbeiter*innen gegenzuhalten. 

Die Kommunistische Partei verlor nichts durch die Invasion der Tschechoslowakei, da 1968 die einzigen Leute, die die Sowjetunion unterstützten, jene waren, die sie unterstützen würden, egal welche Gräueltaten sie begehen würde. Es war wegen Ungarn 1956 und nicht wegen der Tschechoslowakei 1968, dass dissidente Kommunist*innen begannen, Stalinisten mit dem Spitznamen „Tankie“ zu bezeichnen. Und tatsächlich, während der gewaltfreie Widerstand von 1968 die Invasion nicht aufhalten konnte, konnte der bewaffnete Widerstand in Ungarn die erste Sowjetinvasion besiegen, wobei Dutzende Panzer durch Molotov-Cocktails und andere Taktiken zerstört wurden, die von spontan organsierten Milizen angewandt wurden, was die Sowjets dazu zwang sich neu zu formieren und eine zweite und größere Armee zu organisieren.

Wieso konnte Honecker also 1989 nicht seinen Kopf durchsetzen? Wieso hat der sozialistische Staat nicht einfach eine verteidigungslose Protestbewegung zerschlagen? Die Antwort ist viel näher bei der Hand als die Ereignisse zwanzig Jahre davor.

Gorbatschow und der Großteil der übrigen Warschauer Pakt-Führungsriege hatten sich bereits für einen Kurs der Liberalisierung entschieden, zuallererst aus ökonomischen, aus kapitalistischen Gründen. Sogar die Sektionen der Kommunistischen Partei, die die Macht nicht aufgeben wollten, hatten realisiert, dass sie an der Macht bleiben und trotzdem durch die Liberalisierung viel reicher werden konnten, was sich in den nächsten zwei Jahrzehnten bestätigen sollte für die Führungsriegen in Russland, Kasachstan, Usbekistan, Rumänien, Bulgarien, Weißrussland und in anderen Ländern. Hätte Gorbatschow Honeckers Ersuchen, das Militär zu entsenden, zugestimmt, wäre die friedliche Bewegung zerschlagen worden. Keine gewaltlose Bewegung in der modernen Zeit konnte je voller militärischer Repression gegenhalten.

Gorbatschow verweigerte die Entsendung des Militärs nicht wegen einer bedeutungslosen gewaltlosen Bewegung in der Tschechoslowakei, die es zwanzig Jahre zuvor gegeben hatte, er verweigerte das Militär zu entsenden, weil es seiner gesamten politische Ausrichtung entsprach, weg von der zentralen Planung und militärischer Intervention, hin zur Liberalisierung. Und sein Abwägen war nicht ethisch motiviert: Seine politischen Maßnahmen stellten eine bestmögliche Strategie für die Zunahme von Macht und Reichtum des Sowjetblocks dar.

Gorbatschow hatte die fehlgeschlagenen politischen Maßnahmen der früheren Administrationen geerbt, als er die Parteiführung 1985 übernahm. Die wichtigste dieser Maßnahmen – und für die DDR am relevantesten – war der Afghanistan-Krieg, der Versuch der UdSSR ihren Einfluss auszudehnen und ihren Willen militärisch aufzuzwingen. Zehntausende Sowjettruppen waren in Afghanistan getötet worden und sie waren vollends daran gescheitert die Kontrolle über das Land zu übernehmen. Die UdSSR erkannte schließlich ihre Niederlage an und zog die Truppen im Februar 1989 ab. Die Begleiterscheinungen waren für die UdSSR so grundlegend, wie die Vietnamniederlage für die USA. Als Honecker Gorbatschow gerade einmal acht Monate später ersuchte, Truppen zu entsenden, gab es absolut keinen Weg, dass er eine weiter großangelegte Militärkampagne umsetzten konnte oder wollte.

Ostdeutschland würde keine Unterstützung vom Warschauer Pakt erhalten und Honecker wurde schnell vom Rest der Parteiführung isoliert, sobald er einmal von Gorbatschow zurückgewiesen war. Nichts davon war ein Ergebnis der friedlichen Taktiken, die christliche Geistliche befürworteten. Alles hatte mit der geopolitischen Situation des Warschauer Pakts zu tun.

Die Riots in Dresden und Leipzig zeigten der ostdeutschen Führung, dass die Leute nicht friedlich bleiben würden angesichts der Repression: Sie wären absolut im Stande einen größeren Aufstand anzuzetteln. In diesem Fall, hätte nur eine militärische Invasion Hoffnung auf Erfolg, um die Bewegung zu stoppen. Als die Parteiführung erfuhr, dass es keine militärische Unterstützung geben würde, zwangen sie Honecker dazu zurückzutreten, da er der Hauptvertreter der nicht umsetzbaren Hardlinerstrategie war, und da der Rest der Regierung einen schnellen Imagewechsel nötig hatte. Genauso wie Pazifist*innen in den USA verschweigen, dass es tatsächlich der bewaffnete vietnamesische Widerstand war, der dem Vietnamkrieg ein Ende bereitete, sind deutsche Pazifist*innen damit zufrieden, zu vergessen, dass es der blutige Kampf der Menschen in Afghanistan war, der die Menschen in Ostdeutschland vor heftiger Repression bewahrte.

Um zu erfahren, ob es für die ostdeutschen Autoritäten in einem anderen Kontext möglich gewesen wäre, die Reformbewegung zu zerschlagen, müssen wir einfach wieder Richtung China blicken.

Im Juni 1989 in Peking zerschlugen die Autoritäten gnadenlos die von Studierenden angeführten Demonstrationen, die den Tiananmen-Platz besetzt hatten. Der Hauptunterschied zwischen dem Warschauer Pakt und China 1989 war, dass Chinas Militärinterventionen der vorangegangenen Jahrzehnte relativ erfolgreich gewesen waren und noch wichtiger, dass die chinesische Kommunistische Partei sich für den Kurs der ökonomischen Liberalisierung gepaart mit einer Stärkung der Parteidiktatur entschieden hatte. Anstatt Gorbatschows Strategie zu adaptieren, hatte die Führung einen Kurs gewählt, der absolut kompatibel mit blutiger Repression war. Und die Geschichte hat gezeigt, dass sie Recht damit hatten: Der Kapitalismus ist sowohl mit einer liberalen Demokratie als auch mit einer Parteidiktatur vereinbar. China war mit einer großen Anzahl von gewaltlosen Bewegungen konfrontiert und da die Regierung an ihrem politischen Willen und an ihrer Strategie festhielt, die ungezügelte Polizeirepression bevorzugt, hatte sie nie irgendwelche Probleme diese Bewegungen zu zerschlagen.

Wenn Leute über das Ende des Kalten Krieges reflektieren, ist es wichtig den durchdringenden Charakter des Kapitalismus im Kopf zu behalten, seine Anpassungsfähigkeit an die Regierungen, sowohl an jene, die die Werte der Aufklärung hochhalten und an Regierungen, die sich selbst in rote Fahnen hüllen, und sogar seine Vereinbarkeit mit sozialen Bewegungen, die Gewaltlosigkeit verteidigen. Es ist absolut wahr, dass „gewalttätige“ Bewegungen genauso vereinbar mit dem Kapitalismus sein können, was der Grund ist, wieso wir keine Anhänger*innen der Gewalt sind. Wir müssen den vereinfachenden Gegensatz gewaltlos vs. gewalttätig komplett zurückweisen und unterscheiden zwischen Bewegungen, die antiautoritär sind und Bewegungen, die autoritär sind. Das beinhaltet eine Kritik der Pazifist*innen, die zunehmend zufrieden sind mit Polizeirepression und der offiziellen Staatsgeschichte.

Die kapitalistischen Medien erzählen uns Geschichten der Vergangenheit voller gewaltloser Siege, weil sie nicht wollen, dass wir andere Widerstandsmethoden entwickeln. Wenn wir es nicht übernehmen, die Vergangenheit zu erzählen, wobei wir das passive Konsumieren einer objektiven Geschichte in eine historische Erinnerung verwandeln müssen, die in unseren eigenen Erfahrungen, Bedürfnissen und Kämpfen begründet liegt, werden wir nie etwas lernen.
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